
Aktenzeichen:

_2___139_339[@ Im Namen des Volkes

In Saéhen
Zugestellt '

am 23. Juli 1962

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 29. Juni 1962 unter

Mitwirkung von

Senatsbräsident B r & c'k m'a n n “

als Vorsitzendem, '
Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesrichter H u n g e r
als weiteren Berufsriehtern,

Bundessozialriehter L u m e r und

Bundessozialrichter Dr. H a t e s a u 1

als ehrenamtlichen Beisitzern

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 27. September 1961 wird mit den ihm zugrunde
liegenden Feststellungen aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—
wiesen.

V o n R e c h t s w e g e n .
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G r ü_n d e_i

I

Der Kläger hatte sich am 8. September 1952 durch Arbeits—
unfall eine Kniegelenksschädigung (Distorsion des linken
Kniegelenks mit Bandschaden) zugezogen. Er erhielt für die

Folgen dieses Unfalls von der Beklagten Rente, und zwar

zuletzt vom 1. Januar 1955 an eine Dauerrente nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 20 v. H. Diese
Rente entzog ihm die Beklagte durch Bescheid vom 22. August
1956 mit Ablauf des Monats September 1956, weil nach ärzt—

lichem Gutachten seit Feststellung der bisherigen Rente eine

so wesentliche Besserung eingetreten sei, daß die Erwerbs-

fähigkeit des Klägers durch Folgen des Unfalls nur noch um
10 v. H. gemindert sei; die Umfangmaße des linken Beines

seien wieder völlig normalisiert, die ärztlicherseits im

Mai 1955 festgestellte Beuge— und Strockbehinderung im linken

Kniegelenk sei nicht mehr vorhanden und die minimale Lockerung

der Bandvcrbindungen des linken Kniegelenks verursache nur

noch eine Beschränkung der Erwerbsfähigkeit um 10 v. H.4*1

Die Klage hiergegen ist durch Urteil des Sozialgerichts

München vom 3. Oktober 1958 abgewiesen worden.

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt. Am

24. Januar 1959 - während des Berufungsverfahrens — wurde er
von einem weiteren Arbeitsunfall betroffen. Dabei verletzte

er sich an der linken Hand durch Bruch des }. Mittelhand—

knochens. Die Beklagte gewährte ihm für diese Verletzunge—

folgen eine vorläufige Toilrente von zunächst 30 v. H. und

vom 1. März 1960 an von 20 v. H. der Vollrcnte; vom 12. Juli
1960 bis }. August 1960 hatte er zwischendurch nach Heil—
anstaltspflcg€ die Vollr0nte erhalten; durch„3eseheid

vom

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


27. Juli 1961 wurde die vorläufige Rente_von 20 vi H. als

Dauerrente festgestellt°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers
durch Urteil vom 27. September 1961 zurückgewiesen. Es hat

ausgeführt: Die Unfallfolgen‚ die zur Feststellung der

Daucrrente führten, seien von Ende September 1956 an nicht

mehr vorhanden gewesen. Auf Grund der neuerlichen ärztlichen

Befunde habe sich ergeben, daß außer den unfallunabhängigen

arthrotisehen Veränderungen keine besonderen Gesundheits—

störungen in beiden Kniegclenken vorgelegen hätten. Die über-

einstimmende Bewertung der MdB in den der Rentenentziehung

zugrunde liegenden Gutachten, nach denen sie nur noch 10 v.H.

betrage, sei zutreffend. Danach sei durch den Wegfall ver—

schiedener objektiv vorhanden gewesener Verletzungserschei-

nungen von Ende September 1956 an eine Änderung der Verhält—

nisse im Sinne des 5 608 der Reichsversieherungsordnung (EVO)

erWiesen. Diese erreiche auch eine Besserung der Erwerbsfähig—’

keit um wenigstens 10 v.H. Sie sei danach so wesentlich, daß,

nachdem die gesamte unfallbedingte MdB nur noch 10 v° H. be—'

trage, die Beklagte von diesem Zeitpunkt an die Rente zu Recht
‘

entzogen habe, zumal da eine Stütz—MdE aus anderen Unfällen '

und durch Kriegsschadensfolgen nicht vorliege. ' ”
!

Das LSGhat die Revision nicht zugelassen. a

' Das Urteil ist dem Kläger am 9. November 1961 zugestellt wor—
den. Er hat hiergegen am 8. Dezember 1961 Revision eingelegt

‚“und sie gleichzeitig begründet. Er rügt, das LSGhabe gegen
_155 103 und 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verstoßen.

Der Kläger beantragt, ' " *— *é'_■

unter Aufhebung des Berufungsurteils

die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise, '
die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für verfahrensmäßig ein—

wandfrei zustande gekommen. "4'

‚Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt,

Der Senat hat von dieser Entscheidungsmögliehkeit Gebrauch

gemacht (@ 124 Abs, 2 SGG).

II

Die Revision ist form- und fristgerecht eingelegt und be—

gründet worden. Sie ist auch statthaft, da die gerügten. -

Mängel des Berufungsvorfahrens vorliegen (@ 162 Abs' 1

Nr, 2 sec). ' " ‘ »
Die Auffassung des LSG, die Beklagte habe dem Kläger die

Teilrente von 20 v, H. der Vollronte mit Ablauf des Monats

September 1956 zu Recht entzogen, beruht auf den Fest—

stellungen, daß sich nach den im Verfahren erstatteten
ärztlichen Gutachten der Verletzungsbefund, welcher der

Gewährung dieser Rente an den Kläger zugrunde liegt, wesent-

lich gebessert habe und nur noch die Annahme dner durch die

Folgen des Unfalls vom 8. September 1952 bedingten MdBvon
10 v° H. rechtfertige, ferner daß kein anderer Arbeitsunfall

vorliege, durch dessen Folgen der Kläger zusätzlich so ge—

schädigt worden sei, daß er in seiner Erwerbsfähigkeit ins—

gesamt um mindestens 20 v. H. gemindortäsei. Hiergegen macht

die Revision zutreffend geltend, das LSG habe zu Unrecht
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.—'—5

nicht berücksichtigt, daß dem Kläger aus Anlaß eines

weiteren Unfalls, der ihn am 24. Januar 1959 betroffen

habe, eine Teilrente von 20 v. H. zustehe und daß ihm

demzufolge nach 5 559 a Abs. 3 Satz 1 RVO die Beklagte
auch wegen des ersten Arbeitsunfalls die Rente nach

der verbliebenen MdB von 10 v. H. zu gewähren habe.

Aus den Berufungsakten war ersichtlich, daß der Kläger

den von der Revision behaupteten zweiten Arbeitsunfall

erlitten hatte; die Beklagte hatte in ihrem von der
Revision angeführten Schriftsatz an das LSG vom 16.

August 1961 (Bl. 25 der Berufungsakten) ausdrücklich
auf das Vorliegen des weiteren Arbeitsunfalls vom
2A. Januar 1959 hingewiesen. Aus der mit diesem Schrift— \;

satz übersandten Fotok0piC eines Ersuchensschreibens }

.
der Beklagten an den Facharzt für Orthopädie Dr. G:7573:3i;1;

vom 2Ä. Februar 1961 ergab sich, daß für diesen Fall eine

neßbare MdB des Klägers in Betracht kam. Trotzdem hat das

LSG diesen Unfall weder im Tatbestand noch in den Gründen

' seines Urteils erwähnt. Dafür, daß es ihn, wie die Beklagte

” meint, deshalb nicht berücksichtigt habe, weil er sich erst
nach der Entziehung der hier streitigen Rente ereignet habe

„
und daher vom Berufungsgericht nicht als ein anderer Unfall

‘ im Sinne des 3 559 a Abs. 3 Satz 1 RVO angesehen werden sei,

ist kein Anhalt gegeben.Wärediese rechtliche Erwägungfür

_
das LSG maßgebend gewesen, hätte es nahegelegen, sie im Ur—

teil zum Ausdruck zu bringen, jedenfalls hätte kein Anlaß V

'bestanden‚ dort auszuführen, die Beklagte habe die Rente

wegen der auf 10 v. H. abgesunkcnen MdB des Klägers zu
‘

Recht entzogen, weil "eine Stütz—MdE aus anderen Unfällen
und durch Kriegsschadensfolgen nicht vorliegt". Dies kann
nur bedeuten, daß das LSG von seinem sachlich—rechtlichen

Standpunkt aus den Arbeitsunfall vom 24. Januar 1959 als
"Stütze" für die Gewährung der Rente von 10 v. H. aus An—.
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_6_

laß des früheren Unfalls anerkannt hätte, wenn es den aus

den Aktenunterlagen im Zeitpunkt der Berufungsverhandlung

ersichtlichen Sachverhalt vollständig berücksichtigt hätte.
Da seine Entscheidung von-der tatsächlichen Frage abhing,

ob der Kläger in seiner Erwerbsfähigkeit durch Folgen des

angeführten Späteren Unfalls in meßbarem Grade - also min—

destens um 10 v. H. — gemindert war, hätte ihr das LSG nach—‘

gehen und den Sachverhalt in dieser Hinsicht vollständig

klären müssen. Dieser Pflicht ist es nicht nachgekommen.

Daher hat es gegen @ 103 SGG verstoßen. Außerdem hat es
bei seiner “berzeugungsbildung das Gesamtergebnis des Ver-
fahrens nicht berücksichtigt (@ 128 Abs" 1 SGG), da es ent—

-gegen dem klaren Inhalt der Berufungsakten festgestellt hat,

daß eine ”Stütz—MdE" nicht vorliege.

Die Revision ist somit zulässig. Sie ist auch begründet.

Es ist möglich, daß\das LSG bei einem in dem dargelegten

Sinne fehlerfreien Verfahren zu einer für den Kläger gün—

stigen _Entscheidung gelangt wäre. Daß sich der unberück—

sichtigt gebliebene Unfall vom 24. Januar 1959 Später als

der Unfall, dessen Folgen nach Ansicht des LSG nur noch

eine MdB des Klägers von 10 v° H. bedingen, ereignet hat,

hindert nicht, ihn als einen anderen Unfall im Sinne des!)
5 559 a Abs. 3 Satz 1 RVGanzusehen(BSG12, 58, 64). 7 ”‘

Das Revisionsgerieht konnte in der Sache nicht selbst ent—

scheiden, da es zunächst der nach den vorstehenden Ausfühe

rungen fehlenden Feststellungen hinsichtlich der tatsäch—

lichen Voraussetzungen für die Anwendung des 5 559 a Abs° }

Satz 1 RVG durch das Berufungsgericht bedarf. Das angefoch—

tene Urteil mußte daher mit den ihm zugrunde liegenden Fest-

stellungen aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an die Vorinstanz zurüekverwiesen werden.
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Die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens bleibt

dem abschließenden Urteil vorbehalten.
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